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Eins zu null
für al-Kaida

Die Drahtzieher des 11. Sep-
tember haben vieles erreicht:
Der Kampf der Kulturen ist
in vollem Gang. Wir zerlegen
unser Gesellschaftsmodell

CLAUS HECKING

Morgen hat Geert Wilders
seinen großen Auftritt am

Ground Zero. Der niederländische
Rechtspopulist und Islamhasser ist
Stargast der 11.-September-Demon-
stration gegen die Moschee, die zwei
Blocks entfernt vom Anschlagsort
gebaut werden soll. Tausende wer-
den Wilders zujubeln – wenn er mal
wieder das Verbot des Korans for-
dert, den Propheten Mohammed ei-
nen Kinderschänder nennt oder den
Islam mit dem Faschismus gleich-
setzt. Denn so wie der Macher des
koranfeindlichen Films „Fitna“ den-
ken heute viele US-Bürger. 68 Pro-
zent wollen den Moscheebau in New
York verbieten, 49 Prozent haben
sogar grundsätzlich eine negative
Meinung über den Islam. 

Da wundert es kaum, dass viele
Muslim-Organisationen in den USA
aus Angst ihre Feiern zum heutigen
Ende des Fastenmonats Ramadan
verschoben haben. Ist dieser Staat,
einst als Zufluchtsort religiös Ver-
folgter unter dem Bekenntnis der
Glaubensfreiheit gegründet, wirk-
lich noch „the land of the free“?

Die Freiheit ist unter die Räder
gekommen in den neun Jahren seit
9/11. In den USA und überall in der
westlichen Welt. Die Drahtzieher
des brutalen Anschlags auf das
World Trade Center dürfte das freu-
en. Sie haben es geschafft, ihre Fein-
de im Westen zu destabilisieren. Ja,
wir spielen mit im von ihnen ange-
zettelten Kampf der Kulturen. Und
noch schlimmer: Wir rütteln gerade
selbst an den Fundamenten unserer
liberalen Gesellschaft, aus bloßer
Furcht vor dem Terror.

Terroristen sind Terroristen, weil
sie zu schwach sind, um direkt die
Macht zu ergreifen. Stattdessen ver-
üben sie Anschläge: im Kalkül, Men-
schen Angst zu machen, sie zu Pa-
nikreaktionen zu provozieren und so
Ereignisse in Gang zu setzen, die sie
ihrem Ziel näherbringen. Musterbei-
spiele hierfür sind das Attentat auf
Österreichs Thronfolger Franz Ferdi-
nand durch den serbischen Nationa-
listen Gavrilo Princip 1914 – das nach
dem so ausgelösten Ersten Weltkrieg
zu einem souveränen, serbisch do-
minierten Jugoslawien führte. Oder
der Mord an Israels Ministerpräsi-
denten Jitzchak Rabin durch einen
jüdischen Extremisten im Jahr 1995:
der Anfang vom Ende des Friedens-
prozesses im Nahen Osten.

Kopfloser Westen
Auch die Drahtzieher des 11. Sep-
tember haben bislang beachtlichen
Erfolg. Denn der Westen hat in ih-
rem Sinne reagiert: panisch, kopflos,
blindwütig. Die Vereinigten Staaten
und ihre Verbündeten verstrickten
sich in zwei verlustreiche, blutige
Kriege. Der offiziell beendete Irak-
Einsatz hat die USA mindestens 1000
Mrd. Dollar, 4400 Soldatenleben
und vor allem ihr Image als gutmüti-
ger Hegemon gekostet – Abu Ghraib,
Guantánamo sei Dank. Der Afgha-
nistankrieg erschüttert nun die
Grundfesten der Nato, erste Bünd-
nispartner wie die Niederlande oder
Kanada springen ab. Andere sind
nur noch bei der Stange, um die im

Irakkrieg erschütterten transatlan-
tischen Beziehungen nicht noch
weiter zu belasten. Für sie geht es
einzig um eine gesichtswahrende
Exit-Strategie. Einen derartigen Mi-
litäreinsatz wird sich die Allianz so
schnell nicht mehr antun. 

Noch tiefere Wunden hat der
11. September in unsere Zivilgesell-
schaft geschlagen. Wir fühlen uns
bedroht durch die andere Kultur, be-
trachten sie als Feind. Drei von vier
Deutschen sorgen sich mehr oder
weniger stark um eine Ausbreitung
des Islam, wie auch Thilo Sarrazin
sie beschwört. Das vermischt sich
mit der durchaus nötigen Integra-
tionsdebatte und verzerrt sie.

Paradies für Demagogen
Scharfmacher wie Wilders schlach-
ten das gnadenlos aus. Der Mann
aus Venlo wird gerade politisch sa-
lonfähig in seiner Heimat. Noch im-
mer liebäugeln die Spitzen der Libe-
ralen und Konservativen mit ihm als
Mehrheitsbeschaffer für ihr Minder-
heitsbündnis. Dass Wilders immer
wieder den Verfassungsbruch und
die Verletzung von Menschenrech-
ten fordert, scheint Nebensache.

Was macht unsere westliche Ge-
sellschaft so lebenswert? Waren es
nicht stets persönliche Selbstbe-
stimmung und Toleranz gegenüber
Andersdenkenden? Wie können wir
Staaten wie den Iran oder das fun-
damentalistische Saudi-Arabien we-
gen Verfolgung religiöser Minder-
heiten oder drakonischer Strafen auf
Bibelbesitz anprangern, wenn wir
selbst hiesigen Muslimen das Recht
auf Moscheen und Minarette ab-
sprechen? 

Den Großangriff auf unsere Per-
sönlichkeitsrechte nehmen wir da-
gegen meist klaglos hin seit jenem
11. September. Der Staat versucht,
Telefon- und E-Mail-Daten auf
Vorrat zu speichern. Geheimdienste
dürfen Bankkonten und Reise-
buchungen so tief durchforsten,
dass sie mühelos Bewegungsprofile
ableiten können. Und zusätzlich zu
den allgegenwärtigen Kameras fil-
men uns bald wohl auch an Europas
Flughäfen Nacktscanner. 

Manche dieser Maßnahmen mö-
gen für sich begründbar sein. Zu-
sammen greifen sie den Kern der
grundgesetzlichen Freiheit an, wie
auch das Bundesverfassungsgericht
feststellt. Und sie verschaffen uns al-
lenfalls eine Illusion von Sicherheit.
Auch Politiker lassen sich vor allem
von Angst leiten – vor dem Vorwurf
nach einem Attentat, nicht alles
getan zu haben.

Noch immer gibt es unzählige Ge-
legenheiten für Attentate. Klar, al-
Kaida ist geschwächt und zu einem
Massenmord à la New York (hoffent-
lich) nicht mehr fähig. Aber ihre ver-
queren Ideen leben weiter. Und die
Eigenbau-Bombe in der U-Bahn
oder beim Volksfest lässt sich selbst
mit geballter Schnüffelei kaum ver-
hindern. 

Osama Bin Laden ist ein Idol für
Zehntausende zorniger junger mus-
limischer Männer: gerade in Län-
dern wie Pakistan, Indonesien,
Ägypten oder Saudi-Arabien, alten
Verbündeten der USA. Viele Men-
schen in der Dritten Welt sehen im
westlichen Lebensmodell kein Vor-
bild mehr. Wieso auch, wo wir selbst
an unseren Grundfesten zweifeln? 

Seit neun langen Jahren lässt sich
der Westen von der dunklen Bedro-
hung al-Kaida treiben. Nun ist es
Zeit innezuhalten. Und zu über-
legen, was den Kern unseres Zusam-
menlebens ausmacht. 
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Immobilien-
makler kann
man schnell

ausbilden, Fach-
arbeiter nicht

Die Lücke in den Köpfen
Die USA haben einen gewaltigen Strukturwandel vor sich. Größtes Hindernis beim Ausbau des Exportsektors

dürfte die fehlende oder falsche Qualifikation eines großen Teils der Arbeitslosen sein VON DANIEL GROS

Selbst zwei Jahre nach dem
Nervenzusammenbruch der
Weltwirtschaft im Gefolge

des Kollapses von Lehman
Brothers ist an den internationalen
Finanzmärkten keine Ruhe ein-
gekehrt, und die Konjunkturerho-
lung, die 2009 so kraftvoll begann,
scheint abzubrechen.

Die Konjunkturabkühlung hat
Rufe nach weiteren steuer- und
geldpolitischen Konjunkturimpul-
sen laut werden lassen. In den
USA, die sich während der langen
Boomjahre an Arbeitslosenquoten
von fünf Prozent und ein stetiges
Konsumwachstum gewöhnt ha-
ben, scheint dieses Argument be-
sonders viel Gewicht zu haben.
Doch wenn man die Aussichten
der US-Konjunktur einschätzt,
sollte man niedrige Wachstumsra-
ten und die gegenwärtige Arbeits-
losenquote von fast zehn Prozent
nicht mit den Idealbedingungen
aus der Zeit des Blasenaufbaus ver-
gleichen. Eine langfristigere Sicht
ist erforderlich: Die USA stehen vor
strukturellen Anpassungen, die
mit hoher Arbeitslosigkeit einher-
gehen werden.

Wie Südeuropa muss sich die
US-Volkswirtschaft von dem durch
Konsum und Eigenheimerwerb
bestimmten Wachstumsmodell
des letzten Jahrzehnts verabschie-
den. Präsident Barack Obama hat
diese Herausforderung auf den
Punkt gebracht, als er das Ziel auf-
stellte, die USA müssten ihre Ex-
porte im Verlaufe der nächsten
zehn Jahre verdoppeln. Aber das ist
leichter gesagt als getan.

Der Strukturwandel hin zum
Export wird schwer und zeitauf-
wendig – insbesondere weil die

Hightechwaren, die die USA ex-
portieren sollten, eine qualifizierte
Arbeitnehmerschaft erfordern, die
den USA zu großen Teilen verloren
gegangen ist. In den zehn Jahren
bis zum Höhepunkt der Blase 2007
gingen etwa vier Millionen Ar-
beitsplätze auf dem US-Ferti-
gungssektor verloren. Sein Anteil
an der Gesamtbeschäftigung fiel
von mehr als 17 auf zwölf Prozent.
Die Arbeitslosigkeit blieb niedrig,
weil die florierende Konjunktur
ausreichend Arbeitsplätze in
Dienstleistungen und Bau schuf.

Diesen Wandel auf
die Schnelle umzu-
kehren scheint un-
möglich. Die meisten
Bauarbeiter sind rela-
tiv schlecht ausgebil-
det und lassen sich
nicht in der modernen
Hightechfertigung
einsetzen. Dasselbe
gilt für Immobilienmakler, Sozial-
arbeiter und Manager von Kredit-
kartenkonten.

Während der Jahre des Blasen-
aufbaus war die Situation genau
umgekehrt: Die meisten der vom
schrumpfenden Fertigungssektor
freigesetzten Arbeitnehmer ließen
sich problemlos im Bausektor und
in den sozialen Diensten beschäf-
tigen, die eine relativ geringe Qua-
lifikation erfordern (ähnlich wie
Immobiliendienstleistungen).

Der zentrale Punkt ist nicht, dass
Arbeitsplätze in der produzieren-
den Industrie irgendwie „besser“
sind, sondern vielmehr, dass wir
die Asymmetrie innerhalb des Pro-
zesses struktureller Anpassung be-
rücksichtigen müssen. Es ist relativ
einfach, während eines Immobi-

lienbooms einen Strukturwandel
weg von der produzierenden In-
dustrie zu bewältigen, aber sehr
viel schwieriger, einen einmal ver-
loren gegangenen Fertigungssek-
tor wiederherzustellen.

Leider gibt es sehr wenig, was
die Wirtschaftspolitik tun kann,
um kurzfristig einen starken Ex-
portsektor zu schaffen. Sie kann
den Übergang lediglich möglichst
sozialverträglich zu gestalten.

Als Allheilmittel wird immer ein
flexibler Arbeitsmarkt beschwo-
ren, doch selbst der flexibelste Ar-

beitsmarkt kann ar-
beitslose Immobilien-
makler oder Bauarbei-
ter nicht in Facharbei-
ter verwandeln.

Ironischerweise
könnte Deutschland
das nützlichste Vor-
bild für die Bewälti-
gung dieser Probleme

sein. Deutschland erlebte nach der
Wiedervereinigung einen Kon-
sum- und Bauboom, der mit
Vollbeschäftigung und einem
Leistungsbilanzdefizit einherging.
Nach dem Höhepunkt des Booms
1995 verloren eine Million Bau-
arbeiter ihre Arbeit. Es folgte ein
Jahrzehnt hoher Arbeitslosigkeit
und niedrigen Wachstums.

Der Export stellte zunächst kei-
nen Weg zur Erholung dar, denn
die D-Mark war überbewertet, und
es war während des Wiederver-
einigungsbooms einiges an Ferti-
gungskapazitäten verloren gegan-
gen. Es dauerte mehr als zehn Jah-
re, bis Deutschland zu der Export-
macht wurde, die es heute ist.

Es ist unwahrscheinlich, dass
der Anpassungsprozess in den

USA sehr viel schneller ablaufen
wird. Darüber hinaus hatte
Deutschland mit Einführung des
Euro den Vorteil, seine Währung
an Südeuropa binden zu können,
das einen noch extremeren Eigen-
heimboom erlebte als die USA und
den deutschen Exporteuren daher
wachsende Märkte bot. Im Gegen-
satz dazu ist der Dollar an den Ren-
minbi gebunden, dessen Ausstel-
ler – China – über den weltweit
größten und wachstumsstärksten
Exportsektor verfügt.

Wie lange wird die Anpassung in
den USA dauern? Seit dem Höhe-
punkt der Blase hat sich die US-
Volkswirtschaft nicht einmal in die
richtige Richtung entwickelt. Fer-
tigung und Beschäftigung in der
produzierenden Industrie sind
noch schneller gefallen.

Solange dies anhält, wird sich die
Binnennachfrage nur durch hohe
und dauerhafte Dosen einer ex-
pansiven Steuer- und Geldpolitik
aufrechterhalten lassen. Und ange-
sichts der Tatsache, dass inzwi-
schen viele Waren nicht mehr in
den USA produziert werden, wür-
den Konjunkturmaßnahmen wei-
tere Importe ins Land ziehen und
so die Handelsbilanz weiter unter-
graben. Natürlich, ein selbsttra-
gender Aufschwung ist möglich.
Aber dieser setzt massive struktu-
relle Anpassungen voraus, die da-
rauf abzielen, die Wettbewerbsfä-
higkeit der USA auf dem Weltmarkt
wiederherzustellen.

E-MAIL  leserbriefe@ftd.de

DANIEL GROS  ist Direktor des Centre
for European Policy Studies in Brüssel.
www.project-syndicate.org

Aktuelle Wirtschaftsleistung gemessen an der Zeit vor der Krise, Abweichung vom 
Vorkrisenniveau in %
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Wer heftig abstürzt, hat auch viel aufzuholen

–5,4

Grie-
chen
land

–4,0

Italien

–3,8

Spanien

–3,4

GB

–2,7*

Deutsch-
land

–1,3

Frank-
reich

–0,3

USA

2,6

Chile

* ggü. 1. Quartal 2008, ** nominal

3,8

Austra-
lien

4,4

Polen

4,9

Süd-
korea

22,9**

China

Individuell kriseln nach Lehman
Zwei Jahre nach der großen Pleite zeigt sich, wie abwegig das Gerede vom globalisierten Wirtschaftsabsturz
war. Zeit für eine korrigierte Bilanz multikulturellen Kriselns. Und eine Warnung an deutsche Weltbelehrer

THOMAS FRICKE

Deutschland boomt, Amerika schwä-
chelt. Der Befund hat etwas Märchen-
haftes, zwei Jahre nach dem Schock der

Lehman-Pleite. Und er wirkt überraschend, ge-
messen an gängigen Diagnosen, die dem Ban-
kenbeben folgten und eine globale Wirtschafts-
krise prophezeiten. Und zwar bei allen.

Von wegen. Das jüngste Auseinanderdriften
lässt vermuten, dass diese Krisengeschichten
neu geschrieben werden müssen – weil die Krise
de facto weltweit ziemlich unterschiedlich wirkt
und nachwirkt. Nur nicht unbedingt so, wie es
diejenigen erzählen, die den Rest der Welt ge-
rade über vorbildliches deutsches Wirtschaften
belehren. Bei näherem Hinsehen drängt sich im
Gegenteil auf, dass schon der nächste globale
Schock weniger glimpflich enden könnte.

Die Schockstarre währte nur kurz
Noch 2009 schien ausgemacht, dass die Finanz-
krise alle Welt in die Rezession stürzt. Weil Ban-
ken Kredite kappen und überall Schulden sind.
Die Zwischenbilanz 2010 lautet anders: Da gibt
es Länder, deren Leistung heute fünf bis sechs
Prozent niedriger liegt als vor dem Lehman-
Aus, während andere schon wieder vier, die
Chinesen gar 20 Prozent mehr erwirtschaften.
Da gibt es Länder wie Australien, deren Brutto-
inlandsprodukt ein Quartal lang rückläufig
war – während Iren oder Griechen sechs bis
acht Quartale fast nahtlos schrumpften.

Eine Erklärung ist, dass die Krise
realwirtschaftlich irgendwie anders
gewirkt hat als oft vermutet. Was im
Herbst 2008 binnen Tagen global ein-
brach, war vor allem der Export, und
das bis in Regionen, in denen kein
Mensch Lehman oder Subprime
kannte. Das stützt die These, wonach
der unmittelbare wirtschaftliche Ein-
bruch eher einer Art Schockstarre
entsprach, da über Wochen keiner
mehr sicher war, ob die eigene Bank
morgen noch da ist, um für Exportge-
schäfte mit Abnehmern in der Ferne
zu garantieren. Ein Kurzzeitproblem.

Das würde erklären, warum Exportnationen,
die keine Immobilienblase hatten, wirtschaft-
lich doppelt so stark schrumpften wie die USA,
wo zwar die Exporte ähnlich drastisch sanken,
die Abhängigkeit davon aber geringer ist. Oder
warum der Welthandel nach der Schockstarre
jetzt auf Vorkrisenniveau zurückschnellt – und
exportobsessive Absturzländer wie Deutsch-
land arithmetisch rasch zweistellig wachsen.
Während das spektakuläre Aufholen der US-Ex-
porteure relativ wenig ins Gewicht fällt, dafür
dort aber jetzt tiefere Krisenursachen greifen,
die es bei uns gar nicht gibt.

Die US-Lage ähnele heute der deutschen
nach dem Einheitsboom, sagt David Milleker,
Chefökonom bei Union Investment. Jetzt wirkt
nach, dass die Unternehmen zu lang auf anhal-
tend hohes Wachstum gesetzt haben – und des-
halb, gemessen an den neuen Umständen, zu
hohe Kapazitäten aufgebaut haben. Während
das Platzen der Immobilienblase einen Struk-
turwandel mit sich bringt, bei dem Bauarbeiter
zusehen müssen, wie sie in anderen Sektoren
unterkommen. Was zu einem größeren Miss-
verhältnis zwischen Arbeitslosigkeit und offe-
nen Stellen führt, wie einst bei uns. Die Baukrise
habe über ein Jahrzehnt jährlich 0,5 Prozent Be-
schäftigung im Land gekostet, so Milleker. 

In den USA könne die strukturelle Arbeits-
losigkeit künftig bei sieben Prozent liegen. Die
Unternehmen haben wegen diverser Überka-
pazitäten derweil vorerst wenig Grund, ihre In-
vestitionsquote zu steigern. Gespart wird bei
den Amis ohnehin schon. Ein Regimewechsel.

Das Gute aus deutscher Sicht ist, dass wir den
Immobiliencrash hinter uns haben und 2008
kaum klassische ökonomische Mängel hatten –
weder Blasen noch Inflation, Lohnexzess oder
Staatsdefizit. Das heißt, dass die Finanzkrise
nach Überwindung des Psycho-V beim Export

weniger als in den USA nachwirkt und trotz al-
ler Panik keine Kreditklemme festzustellen ist.

Bedenklicher ist, dass der ferne Lehman-
Schock die vermeintlich soliden Deutschen
überhaupt getroffen hat, die Wirtschaftsleis-
tung zwischenzeitlich auf das Niveau von Ende
2005 zurückfiel, 1,5 Millionen auf Kurzarbeit
waren und die Banken trotz scheinbar solider
Basis gerettet werden mussten, was zu einem
Sprung der deutschen Staatsschulden um allein
100 Mrd. Euro führte. Auf dem Arbeitsmarkt
wäre die Krise zudem nicht so glimpflich aus-
gegangen, wenn die Kosten vorher nicht lange
Zeit so gedrückt worden wären (was eine jahre-
lang depressive Binnennachfrage zur Kehrseite
hatte), und wenn nicht vor lauter hoch bezahl-
tem Leerlauf die durchschnittliche Stunden-
produktivität in den Firmen auf das Niveau von
2006 zurückgefallen wäre. Während sie in Ame-
rika spektakulär gestiegen ist.

Aktuell ist das egal. Es ist ja gut gegangen.
Absurd ist nur, das als Beleg für deutsche Wirt-
schaftskompetenz zu werten. Zumal die Deut-
schen über sinkende Zinsen und exporttrei-
bend günstige Euro-Kurse von griechischen
und anderen Krisen profitieren. Ein Teil des
Kostenpuffers ist aufgebraucht. Und auch die
Abwrackprämie würde angesichts des schon er-
neuerten nationalen Fuhrparks nicht noch mal
so gut wirken. Wenn dann der nächste Schock
mehr als eine schnell vorübergehende Psycho-
starre ist, nutzt auch die kühnste Kurzarbeiter-
subvention wenig. Dann würde es auch hier
Entlassungen geben. Und eine Abwärtsspirale.

Das muss nicht so kommen. Gemessen am
Bruttoinlandsprodukt ist die Bilanz zwei Jahre
nach dem Lehman-Aus allerdings eher ein
Warnsignal. In diesen Wochen dürfte in den
USA wieder so viel erwirtschaftet werden wie
vor der Pleite, bei allen Problemen, die noch zu

lösen sind. Die Deutschen haben
trotz des jüngsten Rekordwachstums
noch fast drei Prozent aufzuholen
(siehe Grafik).

Es wäre besser, wenn sich die Deut-
schen daranmachten, ihre Krisen-
und Exportabhängigkeit zu verrin-
gern – statt davon auszugehen, dass
es beim nächsten Schock wieder gut
gehen wird.

E-MAIL fricke.thomas@guj.de

THOMAS FRICKE  ist Chefökonom der FTD.
Er schreibt freitags an dieser Stelle.


